
Pressemeldung 

 

Gewerkschaft 
der Polizei 
Bundesvorstand 
http://www.gdp.de 
gdp-pressestelle@gdp-online.de 

 

Herausgeber: 
Gewerkschaft der Polizei, Bundesvorstand, Pressestelle  
Pressesprecher: 
Rüdiger Holecek (Handy: 01 72 - 7 12 15 99) 

Berlin: 
Stromstraße 4, 10555 Berlin 
Telefon: (0 30) 39 99 21 (0)- 117/116 
Telefax: (0 30) 39 99 21 - 190 

  1 

Berlin, 12. März 2012 
 
 

Gefälligkeitsgutachten gegen Vorratsspeicherung: 

GdP: Bundesjustizministerin muss 
zu Vorwürfen Stellung nehmen 
 

Berlin. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) hat die Bundes-
regierung aufgefordert, zu den Vorwürfen des SPIEGEL ge-
gen Bundesjustizministerin Leutheusser-Schnarrenberger 
Stellung zu nehmen, sie habe sich ein Gefälligkeitsgutachten 
gegen die Vorratsdatenspeicherung erstellen lassen.  

GdP-Vorsitzender Bernhard Witthaut: „Wir haben uns schon 
bei der Präsentation des Gutachtens gewundert, weil es in 
der Frage der Notwendigkeit einer Neuregelung der Vorrats-
datenspeicherung zu völlig anderen Ergebnissen kam, als 
die Erfahrungen der Ermittler aus ihrer täglichen Praxis im 
Kampf gegen die Schwerstkriminalität.“ 

Wenn die Vorwürfe des SPIEGEL zuträfen, so Witthaut, sei 
die Bundesjustizministerin in ihrem Amt nicht mehr tragbar. 
Der GdP-Chef forderte Bundeskanzlerin Merkel erneut 
nachdrücklich auf, die Regelung der Vorratsdatenspeiche-
rung endlich zur Chefsache zu machen.  

Witthaut: „Die Vorratsdatenspeicherung ist eines der wesent-
lichen Instrumente der Verbrechensbekämpfung. Es darf 
nicht aus ideologischen und parteipolitischen Gründen un-
tauglich gemacht werden.“ 
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